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Inserate werden bis Donnerstag mittag in
der Geschäftsstelle angenommen-—- Preis für
die fünfgespaltene Petitzeile 10 Goldpfennige,

für außerhalb des Kreises Oels Wohnende-
15 Goldpfennige.

_ Druck und Verlag
A. Ludwigs Buchdruckerei Rothe, Politt Je So.

in Oe s. -

 

Nr. 11. Oel-» den 14. März 1924. 62. Jahrgang -
 

Amtlicher Teil.
A. Bekanntmachungen des Landrats.

B erli u, den 28. Februar 1924.

, Verordnung
des Reichspriifidenten iiiber die Aufhebng des militärifchen

Ausnahmeznstandes und die Abwehr feindlicher Bestrebungen-.
Vom 28. Februar 1924. (RGBl«. I S. 152.) »

Auf Grau-d des Artikel-z 48 der Reichsvafassung ber-
ordne sich-:

. § 1.
. Die Verordnungen vom 26. September 1923 Reichsgesetz-
blattIS. 905), 8. November 1923 (Reichsgesestzblatt 1924IS. 8)
werden mit Wirkung vom 1. März 1924 ab aufgehoben

Außer Kraft mit diesem Zeitpunkt treten insbesondere die
auf »Grund dieser- Verordnungsen im Einzelfalle versiiigten Ve-
schrsankungen der persönlichen Freiheit, der Preffefreiheit und
des Vereins-rechts In Kraft ibleiben bis auf weiteres lediglich
diejenigen Beschränkungen der persönlichen Freiheit, die vom
Staatsgerichstshof zum Schutze der Repubslik bestätigt sind; auch-
diefe Beschränkungen treten mit dem- 15. März 1924 außer
Kraft, soweit sie nicht von dem Reichsininister des Innern vor-
her aufgehoben oder auf Grund des § 2 dieser Verordnung er-
neuert werden.
« 2§ .

Zur Abwehr von Bestrebungen auf gesetzwidrige ,Aende-
tun-g der verfassungsmäßigen Staatsform kann der Reich-sk
minister des Innern oderdie von ihm bestimmten Stellen »der
Zivilverwasltung die notwendigen Maßnahmen treffen. Zu
diesem Zwecke ind insbesondere Beschränkungen der persön-
lichen Freiheit, - es Rechtes der freien Meinungsäuxerung ein-
schließlich der Priesselgreiheih des Vereins- und Ver ammlungs-
rechts, des Brief-» cost-, Tselegraphen-« und Fer-n·psrechgeheim-
nisses, Anordnungen von Haussuchsusngen und Beschlagnahmen
sowie Beschriankungen sides Eigentums auch außerhalb der sonst
Ierfur bestimmten gesetzlichen Grenzen zulässig Die Artikel

114, 115, 117, 118, 123, 1214 und 153 der Verfassung des
Dfutztschen Reiche-s wer-den insoweit vorüber-gehend außer Kraft
ge e .

Alle Zivilverwaltungsbehösrden ides Reichs, der Länder und
der Koimmunen haben den auLeGrund des Abs. -1— ergehenden
Ersuchen des Reischksminifters E s Innern oder »der von ihm
Pesstttmmten Stellen im Rahmen ihrer Zuständigkeit Folge zu
et en.

Auf Verbote periodischer Druckschriften, auf Verbote und
Auflösuingen von Vereinen und Vereinigungen findet der § 5a,
aus Bseschsrankungen der persönlichen Freiheit der § 5b der Ver-
ordnung vsom 26.. September 1923 (Re-ichsgefietzblatt 1923 I
S. 905), ‘23. Dezember 1923 (Reichxsgesetzblatt 1924 I S. 8)
Anwendung

§ 3
_ Oeffentliche Vseggmmlungen unter freiem Himmel und
Ausziige auf öffentli- n Straßen oder Plätzen sind verboten.

Die Landeszentraslibehörden oder die von ihnen bestimmten
Stellen können Ausnahmen zulasfen

. « § 4. « -
Wer den auf Grund dieser Verordnung ergangenen An-

ordnungen des Reichsminiisters des Innern oder der von ihm
bestimmten Stellen zuwiderhaudelt, wird, sofern nicht nach an-

deren Strafvorschriften eine sichwerere Strafe verwirkt i - mit -
Gefängnis und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Stra be-
straft. «

§ 5
Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündun - in

Kraft. Der Reichs-minister des Innern kann bestimmte eile
des Reichsgebiets von der Anwendung der §§ 2 bis 4 der Ver-
ordnung ausnehmen (

Der Reichspräsident
E b e r t.

Der Reichskanzler-.
a r x. »

Der Reichsminister des Innern
Dr. I a- r r e s. ft ‚_ .  . .

Der Reichswehrmini er. «

Dr« G e B I «e r. « .»: ._ f
a

« Verordnung Nr. 2 ·
zur Verordnung des Reichspräsidenten vom ’28. Februar 1924.

Vom 28. Februar 1924. (RGVl. I S. 1i53.)
Auf Grund des § 2 der Verordnung des Herrn Reichs-

präsidenten über die Aulyhebung des msilitärischen Ausnahme-
zustande-s und die Abwe r staatsfeindlicher Bestrebungen vom
28. Februar 1924 bestimme ich-: ,

Eis ist verboten, militärisches Kampsgerät, insbesondere
Militärwaffen oder Munitiom fiir Militäsrwaffem feilz.u"halten,
an Personen-, die nicht zum Besitz-e solcher Gegenstände berech-
tigt sind, zu überlassen, den Erwerb oder das Ueber-lassen Ju-
vermitteln oder sich zum Erwerbe zu erbietem

»Das Verbot findet keine Anwendung auf die aus Grund
des Friedenssvertrages durch die Interalliierte Mil-itärkontroll«-
kommission zugelassenen Firmen ür i re Lieferung an solche
amtliche Stellen, die na den geltenden Bestimmungen ihre
Organe mit diesen Gegenständen versehen dürfen.

Zuwiderhandlungen werden nach § 4 der Verordnung des
Rseichspräsisdenten vom 28. Februar 1924 bestraft.

sBe rilin, den 28. Februar 1924.
Der ReiYminifter des Innern

« r. Ia rr e s.
si-

L. I. 1838. O e.ls, den 12. März 1924.
Durch · die vorstehende Verordnung des Herrn Reichspräfi-

denten vom .28. Februar 19244 sind die Verordnungen vom-
26. 9., 8. 11. und 23. 12. 1923, Reichsgesetzbsl 1923 I, S. 905,
1'084 und 1924 I S. 8 (Sonsderkreis«b.ilatt Nr. 40 vom« 29. .9.
1'923) betreffend den militärischen Ausnahmezustand,. mit Wir-
kung vom 1. 3. 1924 außer Kraft gesetzt. « « »

Der Herr Minister des Innern that iin seiner Verfügung
vom 29. 2. 1924 — IIG4538 —- ("Min.-B. für die preuß.
innere Verwaltung vom 5. 3. 1924 S. 225) die nunmehr »ge-
schaffen-e Rechtslage festge- tellt.. .

h Nachstehend weise t auf die besonders wichtigen Punkte
hin.

Die von den Msilsitärbefehlshasbern als Inhaber der voll-
ziehenden Gewalt erlassenen Anordnungen, mit Ausnahme der

 

 vom Staatsgerichctshos bestätigten Schutzhaftbefehle, für die im



5.3

§ 1 Absatz 2 Satz 2 vorstehender Verordnung besondere Bestim-
mungen getroffen sind, haben igre Wirksamkeit Jer-loren. So-
lange der Reichsmsinister des 'nnern oder »die Don ihm be-
stimmten Stellen von den in 82 vorstehender Verordnung ge-
gebenen Vollmachten deinen ebrauch gemacht haben, ift Die
s ersein.s-·, Versammlungs- und Presse-Polizei nach Maßgabe
der Bestimmungen zu handhaben, die in dieser Hinsicht schon
vor der Verordnung vom 26. 9. 1923 in Kraft waren. Jus-
besondede verweise ich hierbei aus die Bestimmunan des Ge-
setzes zum Schutze der Rsepubslik vom 21. 7. 1922 Reichs-gesetz-
blatt 1922 S. 585). Hierbei sind hervorzuheben: Verbot der
Teilnahme an einer Versammlung oder Verabredung zu deren
Bestrebungen es gehört, Mitglieder einer republikanischien Re-
ierung des Reiches oder eines- Landes durch den Tod u be-

sgeitii n, Verbot der Teilnahme an einer Geheim- oder staats-
Ein. Iichen Verbindung die die Bestrebungen verfolgt, die ver-
ssungsmäßiig fest estellte republikanische Staats-form des

Rei es oder ein-es andes tu unter raben, Verheiimlichung von-
Was sen-lagern, öffentliche Biefchimp ung oder H«erabwiirdi«» ung
der verfassungsmäßig festgestellten republikanischen Staatssorm
des Reiches oder eines Landes, öffentliche Beschimpfung Der.
Reichs- und Landesfarben, Veranstaltung verbotener Versamm-
lung-en, Aufzüge oder Kundgebungen, Herausgabe verboten-er
periodischer Druckschsriften ·

Die amtliche Useberwachiung von öffentlichen Versammlun-
gen durch Beauftragte der Polizeibehörde ist zulässig-; unzulässig
dagegen ist die amtliche Ueberwachung nicht öffentlicher Ver-
sammlungen« Ein-e überraschende Kontrolle ist bei solchen Ver-
sammlungen nur im Rahmen der Bestimmungen- Der Straf-
prozegsorsdnung zulässig, also wenn der Verdacht seiner strafbaren
Hand ung begründet ist. Die Auflösung einer Versammlung
gemäß § 16 des Gesetz-es zum Schutze der Rsepublil vom 21.. 7.
1922 durch den Beauftragten der Polizeibehörde und die Be-
schlagnahsme von Dru ehe-isten gemäß § 20 dieses Gesetzes sind
Maßnahmen Oder örtli n Polizeibehörde, über die mir zwecks
Weiter-gabe an den Herrn Oberprässidenten sofort zu berichten
ist. Im Falle der Auflösung einer Versammlung oder einer
Vereinigung sind für die Beschlagnahme und Einziehung von
Vereinsvermögen die Landeszentralbehörden oder die von ihnen
bestimmten Stellen zuständig. Das Tragen von Abzeichen von
Vereinigungen, Die auf Grund des Gesetzes zum Schutze der
Republik aufgelöst sind, ist verboten. Jn all-en Fällen« ist gegen
die betreffenden Personen ein Erniittelungsversahrien wegen
Zuwiderhandslnng gegen § 1s9 Absatz 2 dieses Geseges einzu-
leiten unD zu ‘Diefem Zwecke ihr-e alsbaldige polizei iche see-r
nsehsmung zu veranlassen

. Ich erinnere ferner an die Verfügung des Herrn Mi-
nisters des Innern vom 22. 3. 1923 —- II G 86,——. (Mi-n.-Btl.
für-die preuß. innere Verw. Seit-e 311) betreffend Selbstschutz-
organisationen, die unterm 7. 4. 1923 —- L. I. 2654 —- den
Ortspolizeibehörden, die das Ministerial-blast nicht halten-, in
Abschrift zugegangen ist. Hiernach ist die Sicherun - von Ver-
sammlungen, die Ausübun« von Stra ens-- und oftenDienft,
die Abwehr hochverräteris er Unterne mutigen ausschließlich-
Sache der Polizei kraft des ihnen anvertrauten ö sentlichen
Amtes-. Vereinigungen, der-en Zweck Die Erfüllung erartiger
Ausgaben ist, laufen dem Strafgesetze zuwider, da § 132 R.-St.-
G.- . die Amtsanmaßung mit Strafe bedroht. Das gleiche gilt
für Vereinigungen, die zu dem Zwecke gebildet sind, in Ver-
sammlungen, gleich-viel welcher Richtung, die freie Meinung-s-
äuszerung der Versiammlungsteilniehsmier zu stören oder zu unter-
drücken. Hier gelten § 240, 124, 125 R.-Str.-G.-B.

_ Verboten ist weiterhin Die Einrichtung eine-s eigenen Saal-
äczhcukes Dies gilt sowohl füir unvolitischse wie für politische
er ammlungen jeder Richtung, auch für Versammlungen- Poli-

tischer Parteien Die Polizei hat durchaus die Pflicht, eine
Versammlun , Die nicht auf Grund gesetzlicher Bestimmungen
ver-boten wir , erforderlichenfalls in ausreichen-dem Maße mit
ihren Machtmitteln ziu schützen Gegen alle Organisationen, die
unbe- t zu militsärischer oder polizeilicher Betätigung, wie
Selb tschutz Saalschutz oder dergl. oder gar zu gemein amer
Bege ung strasbarer Handlun en, wie Landfriedensbruch iaus--
frieden-sbruch, Nötxgung und r l. gebildet sind ohne Rücksicht
auf die politische i stung unge äumt und mit aller Entschw-
denheit mit den gesetz- ich zulässigen Mitteln einzuschreiten Jn-
folge des Auszerkrafttretens der- Anordnungen der Militärbe-
feshlshaber ist auch das vom Chef der Heeresleistung unterm
23. 11. 1923serigangene Verbot der kommunistischen Partei hin-
fällig geworden (Siehe Sonderkreisblatt vom 27. 11. 1923
Nr. 48.) Dagegen sind die schon vor Verhängung des Aus-
nahmezustandes ver gten Verbote der proletarischen Hundert-
schaften siehe Kreis att 1923 Seite 123), des Reichsausschsusses

 

 

der deutschen Betriebsstäte (siehe Kreis-blau 1923 Seite .204) und
des Zsenstralaussschsusses der Großherliner Betriebsriitex (siehe
Krieisblatt 1923 Seite 219) in Geltung geblieben. Dagegen ist
ldass Verbot der deutschvölkischen Freiheitspartei (siehe Kreisblatt
1'923 Seite 93) nur insoweit aufrecht erhalten, als es sich- auf
Die als militärische Kampsorganisation u betrachtende deutsch-
völkische Türner- und Hundertschaften söowie irgendwelche fon-
stigen Ersatzorganisationen solch-er Art bezieht. Dagegen ist es
im übrigen aufgehoben worden im Hinblick auf die parlamen-
tarische etätigunq der deutschvölkischen Freiheitspartei, wie sie
insbesondere ibsei - n jüngsten Wahlen u den .Landtagen in
Thüringen, -Meckl-enburg-Schiweriu und übeck in Erscheinung
getreten ist. (-Siehe Kreis-Matt 1924 Seite 49.) Die Verfügung
des Herrn Ministers des Innern vom 12. 5. und 29. 6. 1923
— II G 1603 un 1977 —- (im Kreisblatt 1923 Seite 123 unD
174 veröffentlicht) sind somit aufgehoben-. Meine im Kreis-blau
unterm 8. 8. 1923 Seite 185 veröffentlichte Bekanntmachung
betreffend das Verbot von Versamm ungens und Umzügen ver-
liert bis zur Aufhebung »der vorstehenden Verordnun« vom
28. 2. 1'924 im Hinblick auf das im § 3 derselben entåaltene
gleiche Verbot ihre Bedeutung Bezüglich der Hand abung
dies-es Verbots verweise ich auf Die Durch meine Kreis-blatt-
bekanntmachung vom 18. 9. Seite 224 und Dom 23. 10. 1923
Seite 255 gegebenen Richstlinsiens. Danach fallen Lseichenzüge in
herkömmlsicher Form, mit denen kein Demonstrationszweck ver-
knüpft ist, nicht unter das vorerwähnte Verbot-.

Von dem Verbot wer-den« in gleicher Weise politisch bedenk-
liche wie politisch völlig unbedenklich-e Veranstaltung-en dieser
Art betroffen; allein die örtlichen Sicherheitsverhältnisse sent-«-
scheiden hier. Die ausnahmsweise Gestattung solcher Veran-
staltungen kann nur bei ganz besonderer Sachlage und war
were-» die Veranstaltung im allgemeinen Interesse wüns ens-
werk ist, erfolgen. Die Gewährung von Ausnahmen hat sich
der Herr Minister selbst vorbehalten Anträge dieser Art sind
den Ortspolizeibehörden rechtzeitig vorzulegen-, die sie unter Bei-
fügung ihrer Stellungnahme zwecks Weitergabe an den« Herrn
Minister mir einzuresichen haben. Die Ortspolizeibehörden
haben hierbei zu berücksichtigen, daß der Zweck der Verfügung
die Aufrechterhaltung der Ruh-e und Ordnung zu fördern, nicht
durch unbegründete maßnahmen, Die immer zu Berufung-en und
Verstimmungen Anlaß geben, verhindert oder derwi cht werden
Darf. Unmittelbar unD verspätet bei dem Herrn . inister des
Innern eingehende Anträge finden kein-e Berücksichtigung

W. A. Oels·, den« 10. März 1924.
Die inzwischen in der Tasgesipresse bekannt-gegebene Anord-

nung des Misnisters für Volkswohlfahrt über »die Berechnung
der Miete für den Monat März weist gegenüber Der Regelung
für den Monat Februar nicht usnwesentlische Aenderusngen auf.
Abgesehen von der Erhöhung des Zuschlags für laufen-de Jn-
standsetzungsarbeiten um 2 "o. H. ist dem Vermieter eine sehr
Ivisel erweiterte Möglichkeit gegeben, einen Teil Oder Betriebs-
kostien umzulegen, nämlich unter folgenden- Voraussetzungen:

1) Es wird unterstellt, daß- in den Betsriebsttosten 3 r. H-. der
Friedensmsiete für Wassergeld enthalten sind. Weist Der
Viermieter nach, daß er mit diesen 3 D. H. im Monat nicht
ausreicht, so ist er berechtigt, den Eüber:fchiefgenben Betrag
irmtzuibegen

2) Jin Den Betriebs-kosten ist unter anderem »auch die staatliche .
Grunddermögenssteuer (G·-rn«nd- und Gsesbäudesteuer) sowie
der Zuschlag hieran enthalten, Den “Die Gemeinde erhebt.
Soweit dieser Zuschlag 1'00 v. H. über-steigt kann der Ver-
knieter den überschießen-den Betrag auf die Mieter um-
wegen. .

3) Unter den gleichen Vioraoussfiestzsungen ist die erweiterte Umi-
’ lage des "Wassesvgesldses und des gemeindslichen Zuschlages
zur Grucniddejrsuiösgensssteuier auch noch für den Monat Fes-
bruar zulässig ’

Ins denjenigen Gemeinden-, die statt des Zusichlagess zur
Grinndvermiögensisteuer eine selbständige Grundderinögenss teuer
erheben ist derjenige Betrag umslasgiefähig der höher ist a is- ein
Zuschlag vion 100 v· H. zsur staatlichen Grumdvermöcgenssteuen

Im ulbsrigen ist es bei der Maschischiusßiplslicht des Mieter-s in
Hohe »von 3 v. H. der Friedenssmiete für den Fall ver-blieben-
dasz der Vermieter mit 15 v. H. der Friedens-www die- vson ihm
sonst geforderten Betrieb-stoan nicht zu decken vermag

« Kommen in einem Zahlungsabschsnitt «uinlagesähige Be-
triebsdosten nicht zur Ums-age, so sind die hiievdutrch gespart-en-
Betiriäsge bei’ Der nächsten Mietzaihtlung in Anrechnung zit brin-

 

gen-. Fordert z. B. seine Gemeinde vom Vermieter die Gebcküthren
fiitr Mülle- und Schlaekentabsudr für die Miminte Februar-, März



M April am .1-. Mai ein, so- hat her '93er3nrieter diesen Gesamt-
betrug aus die einzelnen Monate Februar, . März-. nnd-· April lent-
sprechend zu der-teilen Stellt sich ghiievdei beraus, daß der Ver-
msiseter mit den 15 v. - ..
Mien- «etwa im Monat- - bruiar unt-er Bevüasichtigun-g auch des-
Vetrags für Miill- usnd Schslackenadsuihr eine Ersparnis “ron
etwa 2 v. H. der Friedensmiete gemacht bei, so hat ‘ er diese
2 sa. H. im Monat März zxur Anrechnung zu bringen, falls die
15 v. H. der Betriebskosten zur Deckung der von ihm für diesen-
Wiener geforderten Beträge nicht ausreichen

Hat der Vermiieter andererseits umlagefähige Betriebs-kosten
_"r einen längeren Zeitraum im voraus zu entrichten, etwa

- .uenVe-«rsichs.erucngsbeiträge, so hat er dies-e gleichmäßig für den
genauem, für den die Zahlung erfolgte-, auf die einzelnen Miet-
Jahslungstermine zu verteilen

Das fortan die Berechnung des Msietzinsess in Hundertsätzeni
der Friedensmiete erfolgt, erscheint es zweit-mäßig auf die Be-
stimmun »der Preußisfchen Ausführusngsverordnung zsum Reichs-
mietengefetz vom 4. August «1923 unter Ziffer VIII ’binianimeiien,
die vorschreibt, daß bei der Festsetzng oder Feststellung der Frie-
densmiete auch der Wert aller gelb-werten Leistungen (z.. Bi Jn-
standsetzsuingsarbeitens), die der Mieter vertragslsisch oder ortsüb-
lich vor dem 1. Juli 1914 übernommen hatte,“ die- jetzt aber
dem Venmieter auferlegt sind, der Friedensmiete hinzuzurechnen-
in, und daß umgekehrt solche Leistungen vson hier Friedensmiete
in Abgu zu bringen sind, die vertraglich oder sortsitblisch "Der
dem 1. uäli 1914 lvom Vermieter übernommen teuren, nun-
mehr-. aber rein Mieter getragen werden-.

Der Vorsitzende des Kreisausschusses

W. 1060. Oels, den 8. März 1924:.
Die slandwirtscharftliche Wsinterschule in Oels ist zfür äußere

AAMEGgeWheiten der Fürsorge eine-s Kumtorisumss unterstellt,
dein zur Zeit folgende Herren angehören: «-

.1. Dr. U n de I I, Landrats Vorsitzender,
. Oberamtmankn Rxsoihnisto ck-Schmollen«,
. Landwt a. D. R o j a Eh ineNieder Wasbsnistz,
. L i n Ik e-Kristfchen (Mistglsied der Landwirtschaft-stammen
Gutsbesitzer K a- sli ksb r. e n n e r II-Da-mmer«.,

. Gutsbesitzer Vagus chessNetsiche

. Gutsbesitzer S pe rsli cheRathe
. Stellenbesistzer B u h r«-Kileiin«s Bete,
Stellenbesitzer K u p ·k e-Carlsburg,

102. Stellen-heiser M a t r o seSchiiktzendorß
111L Gutsbesitzer V e g us- ch eesLudwigsdorsf

. Gutsbesitzer De ut sch e r-Leuchten,
ś . Stellenbefitzer Gottlieb S ch io lz 11-Klein Gllsguth
14. Oetonoinsierat Dr. R ei in a n n, Direktor der Landwirt-

schaftsdammer Schslesiem Breslau
. Direktor Baum.ann-Oels.

Der Votfitzende des Kreisansschufses.
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Oe El s, den 10. März 1924.

-Mrbeitnng von Kartoffeln in Brennereien,
_ Trocknereien und Stärkefabrilen

. Im Anschlliusß an die im Koeisbiliatt 1923„ Seite 273/74 bev-
bffentligtens Mn·isteria.l-Erlasse weise ich an Veranlassung des
Herrn egierunsgspräsidenten erneut daraus 'n, daß nur selbst-
gebaute Kartoffeln in der eigenen Brennerei bis zur Hälfte
es Brennrechits bei seinem Verbrauche von 18 Zentner-n- für .

den Hesktosliter Alkoihsodl verarbeitet « werden .d!cki1tfen. Ein Ver-
arbeiten; mit: Kartoffeln über diesen Umfang hinaus-, sowie ein
Aufbauf von Kartoffeln ist strafbsar Die Herren Landjsägerei-
beraten evfusche ich um genaueste Ausüshrung her Kontrolle-,

Bei Anträgen ausf· {ewigem »von Kartoffeln, die nach beli-
Fuboingenldem sachverständigen Gutach-ten zur menschlichen Er-
nahrung nicht verwendet werden 1können, über « die Hälfte des-
nominalen Brennrechts hinaus Jbiss zur ·-Hcöchistme«nge des sfiür das-
Betriebsjahr 1923/24 festgesetzten «verfügten Gesamtbrennrechts
von 70 Prozent ist hinsichtlich- der in meiner Kreissbbattbebannt-
machukng vom 21. Dezember 1922 —- K. V. 51 — Kreisbslaitt
Seite s2s79 —- ·-vorgefe«henen Angaben unter Ziffer 2 die Zahl
80 »durch die Zahl 70 izu erseigen (·-v"-sergl«. Ziffer 1 her Bekannt-
machfusng der Reichsmonopolsverwalrtung für Branntwein nein
19. October 1923 Reichsanzeisger Nr, 244). « '

Der Vorsitzende des Kreisausfchnfses

 

. der Foiedensmiete »für die Betriebs-»- i
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— Verordnung Sir. 4 · « "· « " «
wir Verordnung des Reichsspräsidenten vom- 28. Februar 19951.
« Die mir durch § 2 her Verordnung des Herrn Reichsbea-
‘i'i'renitien über die Auifchebsusng des militärrischen Ausnahmezustaw
des ujnd die Abwehr staatsfeindlicher Bestrebungen nein 28. Fie-
heuer 1924 erteilte Befugnis zu Beschränkungen der persön-
Ttichen Freiheit und zu Verboten periodischer Druckfchri ten
über-trage ich aus die Lasnsdeszentvalbiebövdem in PLrMßett km j
»dle auf die Obevpräsidentens »und den Polizeiperäsidenten von
- er in.

Meine unmittelbare Zuständigkeit zu- folchen maßnahmen
wird hierdurch nicht berührt

Der Reichsminifter des Innern-.
DrJairres

R.K.1.24. Oel-s, den 11. März 19242.,
‚ Die Mitglieder diess- Weitem Zweige-graue vom Not-u

then-z werden zu der aus
Montag den ·31. März 1924,

. » nachsmittags 6 Uhr . ·
im Kreis-hause Ziiimmer Nr.. 1.«5, asniberaumten Hauptwert-samm-
lung hiermit ein-geladen

. Abnsafhsme der Jaihries.rechniung für MS und Erteilung der
Entlastung

. Entgegennahme des Jahresberichts

. Wahl des- Vdvstanides gemäßk § '12 der Sarguug

. Nieuifestsetzunkg der s112itgeI‘ieihertheiträige. h

. Beratung etwaiger die allgemeinen Angelegenheiten des
Vereins betreffenden Anträge-.
Der Vorsitzende des Zweigvereins vom Roten man.
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Oels, den 10. März IM.
Vf. d. Mr h. J. v. 19. 2. 1924 —- II D 157 betr.

Erstattung von Anzeigen in gerichtlichen- Sirafsachen
_ Zu- xden §§ 7——9 her Ver-ordnung über Gerichtssiversassung
und Stunsrechtspsflege dosm 4. 1. 1924 (R.GIBtl. I S. 1-5)«, die am-
1.. 4-. 1'924 in Kraft treten, bat der Justizaninister nachstehende
Alzscgsfemecinke Verfügung rein 24. 1. 1'924 (JM-B1lr S. 45 und 46)
er « en: « .

Die Staatssachen, isn denen der Amtsrichster einem entschlei-
" det (ä 7, § 8 Abs-. 1 Nr. 2- her Ver-ordnung dosm 4. 1. 1.924)
werden man her Atmetsantvaltsschafn diejenigen-, in denen das-
Schöffentgerischt (ä 10 der Verordnung) entscheidet, werden« bon
der Staatsanwaltschast des Landgerischts bearbeitet Hängt es
non einem Antrage der Strafverfolgumgsbehörde ab, ob der
Amt-seichter allein entscheidet (ä 8 Abs. 1 Nr. 3, § 9- her Ber-
ordnung), so bearbeitet die Amtsanwaltsschaft die Sache, wenn
die Stellung des Antrags nach den Bestimmung der Verordnung
unter Beachtung der- ein! folgenden Absatz aufgestellten Richt-
Pinien giwliäifiiig ist-; in Zweifeisfällen ist »die Entscheidng des
Obetstaatsanwaxlts herbeizuführen Den Antrag aus § 8 Abs.
Nu 3 § 9 der Verordnung stellt der Amtsanwalt; soweit Bes-
z.1rksamtsian!wakltfchaiften eingerichtet sind, ist der örtliche-
Sistzuinsgssdesrtreter auch« ohne besondere Anweisung im · Einzel-
falle berechtigt, Anklage gemäß § 211 Abs-. 1 Straspiroizseßord-
nun-g zu erthseben und dabei den Antrag ans § 8 Abs. 1 Nr. 3,
§«9 der Verordnung zu stellen. Wird die für den Sitz des Schäf-
fenogerichts zuständige Amtsanwalitschaft durch seinen Staats-
anwalt gerettet, so dann ihr der Gensetralsstaatsanwailt die dort-
steshend der Staatsanwalt chatft des Landgerichts vorbehalan
Geschäfte ganz oder izum eilt übertragen

Von der Befugnis-, eine Sache vor den Amtsrichier zu
bringen, ist zur Verminderung der Kosten der Stra rechts-
pflege, entsprachen-d dem Ziwecke der Verordnung in e" en ge-
eigneten Fällen Gebrauch gut machen. Jedoch sinds Straftaten
beruszsz (gewerbss- oder gewolhnheitssy mäßiger Verbrecher
grundsfatzlichl niischst vor den Asmtsrischter zu bringen; im Falle
des § 9 der Verordnung ist die Sache in der Regel nur dann
her den« Amtsrichier zu bringen, wenn zu erwarten Tis, heiß
aqu Steine höhere Strafe als Freibeitssstrase von höchstens einem
Jahre all-ein oder in Verbindng mit anderen Strafen oder mit
Nebenfolgen erkannt werden wird-. Auch Straf-taten dosn bes-
fosnderer Bedeutung oder Schwierigkeit <Eine in her Regel nicht
vor den Amtsrichter, sondern vor dass c-rhc’tiffseniger-i-chit zu brin-
gen; das gilt insbesondere dann, wenn das Am-ts«g«eri.cht, bei
idem Antrag gemäß § 8 Abs. 1 Nr. 3, § 9 der Verordnung zu
stellen sein würde, nicht über hinreischende Venhasndlungsräume
oder m Hakftsaschen nicht iiber genügende oder genügend sicher-e
Waben-nascde vertüat . _ . « 
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ev nd »diese-e allgemeinen Verfügng sind· die Von
den « zeib srdienUc Izu -"er«stattenden Anzeiigen an die Amts-
asnwasltsschasfst oder Staatstainweiltfchasft zsu leiten.

 

Pfg Id. Mr d. J. u. -d. Fin.i-Min. svom 9.- 2. 1924
IV St. 16-4 bzw. II A 2 178 —

Umstellung kommunaler abgeben auf Gold.
Die Umstellung aus Gold, die wir Er tommusnale Asbigaben

bestimmter Art schon in Edem Runders .·ß vom 15. 11. 1923
(MBliV. Seite 1-.189) empfohlen haben-, ist „nunmehr durch § 5
der Verordnung des Staatsministerium-s uiber die Festsetzung-
unsd Zahlung öffentlicher Abgaben aus der Grundlage der»G-ol-d-
mark (Goldabgabenvserordnsung) Vom 18. 1. 1‘924 (GS. Seit-e 40)
fiiir alle öffentlichen Abgaben, die von Gemeinden sokder Ge-
meindeverbänden erhoben werden (z-. B. auch sur die Umlagen
der Pr·ovinzen, Bezirksverbijnde und Landkriei e), ur die Zeit
vom 1. 4;. 1924 ab zwingend nor-geschrieben um ie in dieser-
Beziehung erforderliche Einheitlichkeit bom Beginne des« neuen
Rechnungsjahres ab durchzuführen und die Grundlage fur die
Umstellung der kommunaleni Haushasltspläiie auf Gold auch in
bezug auf die Einnahmeseite zu schaffen « «

Die Umstellung der kommunalen Abgaben auf Gold hat
Wege§ 5 der Goildabgabenderordiiung in folgender Weise zu ge-

- e n-:
a) bei Ab aben, die in Huiidertteislem Bruchteilen oder einem

Vielfacgen bestimmt-er Größen erhoben werden, sind die
Vemsessungsigrundlagen in Goldmark u bewerten;

b) bei Abg-aben, die nicht in Hunderttei en, Bruch-steilen oder
einem Viselfachen bestimmter Größen erhoben werden, find
die AbgabeUsätze in Goldmark festzusetzen
Die Gemeinden und Gemeindeverbände haben hiernach

nicht snur die Beschlüsse einzurichten, die sie über die Abgaben-
erhebuns für die eit vom 1. 4. 1924 ab neu fassen, sondern
auch be lebende A ga-benordnu.ngen, die über den 1. 4. 1924
hinaus Geltung haben, für die Zeit von diesem Tage ab recht-
zeitig entsprechend zu ändern, fofern nicht bereits eine Umstel-
«ung der Abgabenssiitze oder der Bemes iisngsgrundlagen auf Gold
bei solchen Ordnungen stattgefunden t.

Zur Umarbeitun noch für das Rechnungsjahr 1923 schon
gefaßter Beschlüsse so en die Gemeinden und i emeindeverbande
nicht genötigt sein-; erachten sie es- indessen für zweckmäßig die
Umstellung auf Gold, soweit sie noch- nicht vorgenommen wor-
den ist», sofort durchzuführen so verbleibt ihnen die Möglichkeit,
Entsprechendes zu beschließen

Die ViorLchriften der Goldabga-bsenv-eror-dnunig tret-en neben
die der Lan esauswertunsgsverordnung vom 7./2‘4. 11. 1923
(-GS. S. 501/535). Während aber die Wusdeseaufwserstungsvev
ordnung auf Papiermart lautende Abgaben zum Gegenstand
hat und die asge regelt, wie derartige Abgaben auf ihren
Goldwert zurückzuführen und danach zu zahlen sind, hat die
Goldabgabensvserordnung auf Goldmark lautende Abgaben zum
Gegenstande Die- Landesaufwertun sssversordnung wird mit
dem allmählichen Verschwsinden in piiermark ausgedrückt-er
Abgaben ihr-e Bedeutung verlieren

Für die Umrechnung eines- in Goldmark aus-gedrückten Ast
gabenbetrages in- den gleichwertiigen Betra der zu seiner Ent-
richtung benutzten Zah ungsmittel ist nach- 1 sder sGoldabgaben-
verordnung der vom Reichsminister der « inanzien fiir die
Reichsisteuern festgesetzt-e Goldumrechnungs atz anzuwenden-.
Maß-gebend ist der am Tas e der Zahlung des Abgabenbetrages
geltenfde Gioldumrsechnungs atz.

Da unter den gegenwärtigen Verhältnissen die Ziibilligung
von Schosnfristen, wie sie in § 4 der Landesaufwsertungszverorw
nung bisher ·vorge ehen war, nicht mehr erforderlich erscheint,
sind m- der neuen ssung, die § 4 der Landesau.fwertungsder-
ordnun durchs§ 14 Ziffer 2 der Goldabgabenberordnung er-
halten t, die Vorschrift-en übe-r Schonfristen weggefallen »

in « «usa«mmenhang hiermit wird noch beson- ers auf § 9
der olda gaben-verordnng hingewiesen, wonach auch bei kom-
munalen A aben (einschl. der Umlagen der Gemeindeverbänsde)
im Falle ni »rechtzeitiger Zahlung sein Zuschlag in Höhe vsonz
5 p. H. des rüscbständigen Goldmarkbetrages für eden au den
Zeitpunkt der Falligkeit fol enden angefangenen: lben onat
u entrickryten ist-, sofern nicht ein Fa der Stundung vorliegt,
im: den ich die Verzinsung nach § 2 regelt.
K. I. 82-6. - O el s, den 10. März 1924.

Vorstehenden Erlaß bringe ich hiermit zur Kenntnis und .
Beachtung

Des-: Msitmde des KreWchusz
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Gießen, um 22. Mr 1m.
anebühtenordnung

öder Ge«bühreniordiiaing vom 14. August 1923
(Amttsblsatt viin 25. Augwft 1923, Seite 280) erhält folgende
Fassung —

Fütr die nachstehend bezeichneten Mstunigen igelwnxgen fol-
gende Gebübrensästze zur Anwendung:

1:. Füir den« Bei-stand bei einer regelmäßigen nnd bei eine-r-
srsüihzseitigen Geburt für die Dauer bis-» izu 8 Stunden: »

a) 7—20, b) 6—18, c) 5—15 G.s-Mj.; für jede folgende
Situtnde a) 0,7—2,00, b) 0,6—1,8, c) 0,5—1,5 GZ.-Mi«,

2.. Für den Veifmnsd bei einer Mehr«lin«gsigeburt, einer
vegelwidrjigen Geburt, einer mit Billuitungien usndi deren Folgen
oder- mit Ebliaimsie mit einer Lbsmsng der Naschgeburt oder müh-
{armer Wiederbelebung ides Kindes sverbuindener Geburt eithiisht
FGdeigmAsnsangsssaitz zu 1· aiuis a) 10—30, _ b) 9—27, c). 7,5 bis-

3. Bei seiner Entbindung zu- der ein Arzt zugezogen wird,
erhohit sich rdsie Gebülhr zu 1. und 2. um: a) 2,5—7,5, b) 2—6,
c) 1,5—4,5 G.-M. .

4. Für den- and bei einer Fehl-: oder uinzeitiigen Ge-

117.941.

Der §

burt oder bei der Absnahme seine Mole füir die Dauer bis- zu
8 Stunden: a) 6—18, b) 5—15, c) 4——12 G.-«M.; für jede fol-
gtenlde Stunde: a) 0,7—2,00, b) 0,6—1,8, c) 0,5—1,5 G.-5N.

5'. Fütr jeden vorgeschriebenen Wlochenbeseich einschließlich
der dabei- erfolligenlden Untersuchungen «u«.n-d Verrichtungen iwie
Wuisispiülsungm- {Endläufe Katheterisieren, Binden und Weisckeln ·
die-s Kindes-, für jede angefangen-e Stunde bei Tage: a) 0,8—2,4,
b) 0,7—2,00., c) 0,6—1,8 Gi.-M., bei Ndcht due Doppelte

6. Für jeden sonstigen Besmich, falls dabei Untersuchungen
oder Verrichtungen duirsch die Hebamime ausgeführt werden,
einschl. der Untersuchungen und Verrichtungen fülrs jede a e-
fangeiie Stunde bei Tage.: a) 1,5—5,00, b) 1—3, c) 0,75— „5
G.-M.., bei« Nach-t- Idaes Doppelte

7. Für jeden sonstigen Besuch-, bei »dem von der Hebamme
beine Untersuchungen oder Verrichtungen aus-geführt wer-den,
für jede angefangene Stunde bei Tage: a) 0,8—2,4, b) 0,7 ibid
2,00, c) 0,6—1,8 G.M.,, bei Nacht das Doppelte

8. Für eine Tag-wache außer- lb der Zeit der Geburt (Bes-
susch eingefchllsolssenx a) 3—9, b) ‚5—7,.5, c) 2—6 (542m; für
eine solche Nachtwasche: a) 5—15, b) 4—12, c) 3—9 G.-M.;
füir ein-se solche Tag- iiind Nachktiwasche: a) 7—20, b) 6—18, c) 5
bis 15 G.-M. - «

9-. Für ein-e Rhtserteilun sisn der Wohnung der Hebamme
bei Tage: a) 0,7—2,00, b) 0, 1,8, c) 0,5—1,5 G.-M., durch
Fevnssprecher sdie Hälfte, bei Nacht das- Doppelte -

10. Für eine Untersuchung in der Wohnung der Hebamme
einschl. der Rntserteilung bei Tage: a) 0,8—2,4, b) 0,7—2,00.,
c) 0,6—1,8 G.-M., bei Nacht dass Doppelte

11. Fütr ein fchviftlliches Zeu nirss aiuißer der Gebülhr für die
Untersuchung oder iden Besuch-: a 0,5—1,5, b) 0,4—1,2, c) 0,3
bis 1,00 G.-M.

12. Für die Ansistelliun seines-· Sti«lllscheines- je Woche: a.) 0,2
bis-« 0,5, b) 0,15—0,4, c) 0, —0,3 G.-M.

In 6 »der Gebülhrenovdnung svom 14. Augulst 1923 wird
dsie Ge " r für jeden zurüjckigebeigten angefangen-en Kilometer-
5band-weg auf 0,15 G.-M. festgesetzt · n

Der Regierungspräsident.

Oels i. Schl» den 6. März 1924.

Genehmigung . »
zur Beschäftigung augläiidislier Lundarbeiter

im Jahre 1924... _ »

Tgbeix v. 1.227.

  

 

    

Genehmigt sind zur

ßfb. Arbeit ever « Q?" WIFW ”w“
Nr; g ftbaftgämgß: ic1)ans-gnug einstellima

. ‚_ - m. w. m.. w..

1 Gutsberwaltung Großgrabens —- · — —- 4
2 « Weidenbach — —- — 6
3 . » » Schien-is 1 —- .... ._.
4 Koffiuanne Robert Neudorf b. B. 1 —- —«— -"·-—«
5 Aßmann Theodor Groß Zöllnig 1 _.. —-  

am setfiieiide des öffentlichen IrieitsiiachseisQ
Landm.

I-
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" Oel z, den 7. März 1924.
Vorstellung über - e, gamma "um. -· "« r

Zieitungsanzeigen zufol fin n in neuerer Zeit wieder
hypnioitische und dergleichen öffentliche Schaustellungen statt-, Die
wegen der Schädigungsgesahr für die dabei als Medium be-
nutzten Zuschauer nach den bestehenden Vorschriften nicht zuge-
lassen wer-den sollen-. Der Msinisteriaslierlasz vom 2. 7. 1903 (·de»n«
Psolizeiverwaltnngen des Kreises mitgeteilt durchs Rundverfu-
gung ivdm 22. Juli 1903 — L. 8036 ——) verbietet jede Veran-
staltung öffentlicher Vorstellungen von Einwirkungen auf-den
Menschen mittels Hypnose, Suggestion,«Magne.tismus und ähn-
licher Methoden Dieses Verbot findet auchl Anwendung auf
Personen ans l»der Familie, »der Trusppe usw. sdes Schaustellers

Unter Suggestiion ist auch »die Antoisuggestiosn und die Wachs-
suiggegijon zu verstehen - _

« e n ha das so- enannte -M«usskellesen«, d. h. die Ver-
anschaulichgstkng der physio« gischeir Erscheinung, daß bei scharfem
Denken san seinen Gegenstand Muskelinnervationen austreten, Die
auf sdie Richtung des vorgestellsten Ge enstandes hinweisen, mit
Wiillensbeeinslnlthmg und WillensausPchaltung nichts su tun
und gehört des lb nicht zu den für die öffentlich-e Vor ührung
in Preußen rerbiostenen Darbietungen suggestiver und http-noti-
scher Beeinflussung am Mensch-en

Rein theoretische Vorträge ohne jede Experimente, Ver-suche
und praktische Vorführung-en sind nicht verboten

Die Ortspolizeibehörden erfuschse ich, Vorstellungen die im
Widerspruch zu obigen Bestimmungen stehen, zu verbieten

O e l s, den 6. März- 1924..
Umsatzsteuerantieile der Landgemeinden

Die nächste durch »das Kreisreschsnungsasmt asus Grund ides
Mi-nisteriaslerlassses vosms 29. Jsainuar id. J. zur Ausgashlung kom-
mende Umsastzstsesuerüberweisung beträgt je Einheit- «sdes Umsatz-
steuerschlüsfells 30 000 Millionen Paspiersmairlt

Wegen Errechswung der Höhe des Anteils durch idie Land-
gkeimeisndien nehme- sich auf lmeine Kreissblattbekasnntmaichung Vom
10. Vi. im. —- Seite 33 — Bezug.

L. I. 1227. . Oel-s, den 7. März 1924.
Verkehr mit Kraftzweiräsdernr _

Ein besonderer Fall gibt mir Veranlassung, die Ortspolizei-
behörden nnsd Die Herren Landjägereibeamten daran aufmerk-
sam zu machen, iDaf; Fuß- und Radfahrwege gemäß § 22 der
Verordnung vom 1s5. März 1923 (RG-Bl. S 175) ohne weiteres
für den Verkehr mit Kraftzwseiräsdern gesperrt sind, soweit nicht
eine besondere polizeilich-e Genehmigung erteilt ist. Zu den
Kraftzweirädern zählen nicht Kleinkrafträider in dem Sinne des
§ 2 Abs. 2 Satz 2 der Verordnung vom 15. März 1923.

O els, den 7. März 1924.
‑ Biehsseuchr.

Die unter »dem Pferdebses tande des Gutes Stronn herr-
schen-de Anaemie ist erlo ·chen«. Die mit Verfügung ivsom 17 . An-
gust 1922 Verhängten Sperrmaszregeln werden aufgehoben

h O els, den 7. März- 1924.
Bielkseuchenpsoslizetliche Anordnung. -

FrttschUnter dem Rindviehbestande der Gutsbesitzer
und In nsge in Klein Peterwsitz ist »die Maul- und Klauen-
seuche ausgebrochen Zum Schutze gegen die Weiterderbreitung
der Seuche wird auf Grund der §§ 18 ff. des- Vsiieshseuchengesetzes
folgendes angeordnet-:

.. Den Sperrbezirk bildet die Gemeinde Klein Peterwitz.
Fur diesen Bezirk gelten die Bestimmungen meiner viehseuchens
polizeilichen Anordnung vom 30. Januar 1924 __ Krieisbslatt
Seite 23 bis 24 —.

I»I.1005J

L. I. 1724.

K2...

1J. I‘. 1795 .

O e(l s, den 10. Mtärz 1924.
. Biehfeuchenprlizeiliche Unordnung-

_ Umschdesm »die unter »dem Rindsbiehbestnnde des Gutes Für-
sten Ellgtuth herrschende Maul- und Klatuenxseukche erloschen,

per Lande-at

. l

f

 

Ill.

auch die Des-inan ausgeführt ist, werden« die mit Verfügung
vom 4." svxsstzsxsssiKneisblatt Seite 31 — verhängten Sperrma.ß·-
regeln ainfigethvbent. ’

L. I. 1944.. Oel ä, sden 12. Mäer 1924-.
Viehseuchenpolizeiliche Anordnung

Unter idem Rindtviiethainde des Guites ..Jä-ntsschdors ist »die
Maul- und Kbaiuensenches ausgebrochen

Zusnr Schutze gegen »die Weiterderbreitung Der Seuche wird
ans Grund sder §§ 18 ff. des Vieshssentichiensgsesestzes 00111266. 1909
(RJGOB«l. IS. 519) mit Ermächtigung des Herrn Ministers sür
Landwirtschaft, Demänen nnd Forftens bis aus weiteres- folgen-
des angeordnet:

Das Gut Jäntschdostf bildet ein-en gamma Für diesen
Sperrbeszirk gelten die mit Verfügung vsom 30. Januar 1924
——— Kreislblatt Sei-te 29 —— esrbassenen« Anordnungen

L.I. 1800. O e lsz »den 12. März 1924.
Viehseucheupolizeiliche Unordnung

Im Gutsbezirk Kur-zwitz ist sein frei umher-laufender toll-
wutverdächtiger Hund getötet worden. .

Zum Schutze gegen die Weitserverbreitung lder Tollwut
wird auf Grund der §§ 18 ff. Tdes Viehsseuchengesetzes vsom 26. 6.
1909 — RGBl. S 519 ——.— und § 114 . der Aussührnngsvor-
schriften sdes Bundesrats- zum Reichsvieh euchengesetzs vom 7. 12.
1911 — RGOBI 1912S.4) mit Genehmigung des ysJJiinisteriums
für Landwirtschaft, Dosmänen und Forsten folgen-des bestimmt:

Den Sperrbezirk bildet Gut und Gemeindebezirk Kurzwitz
bis zum 5. A il 1924. ·

Für die en Bezirk gelten die Vorschrift-en meiner vieh-
seuchenpolizseilichen Anordnung vom 1.2. Juli 1923 ——- Kreis-
blatt Seite 166 ———.

K. I. 10585.

 

Oels;, den 13. März 1924.
Vekanntmachung

Der Amrsvsosrsteher J ä s chk e in Wilhelminenort ist in der
Zeit vom 12. bis 17. März- verhindert, die Amtsge chäfte zu
"hren. Seine Vertretung hat der AmtsvorstehersSte ertreter

. a g n u s in Lampersdorf übernommen
Der Borsitzende des Kreiiausfchusses.

W. 993. O est-si, den 7«. März 1924-.

Die Hebamme K ii rs ch hat ihren Wohnsitz don Ober Mühl-
witz wasch Broicbau Kreis Breslwu bewegt. Die Vertretung für
den Biezxirs summa ist-' bist aus weitere-s den Hebvtmime S cho n
in Whibtnitz übertragen

Die in Frage kommen-den Ortsbehörden erfinche ich Voer
stehend-es in ortsüblicher Weise hellanwt zsu machen

Der Vorsitzeude des Kreisausschusses.

F

Oels, Deut

Gesucht
zwecks Auswei ung wird der Kaufmann Jakob E n g El ä n «D e r,
geboren am 1 . Dezember 1903 in Nie-przesnia, Kreis Buchan
in Polen» polnischer Staatsangehöriger, bisher in Bottrop,
Naithrathsstraße 15 «wio-hn«hafts.

Die Polizeiovgane des Kreises ersuche ichs im Ermittselungs-
falle um Festsnahme uan Bericht.

—-

. Anexz 1924.

 

Oels, sden 7. Mär-z 1924.
Gesucht «

wird wegen Betruges der Reisen-de Egon Ga nswind —-
alias W ern er —-——, geb. 7. 8. 1888 in Brieslan, zuletzt weh-n-
haft in Breslan

Die Polizeior ne ideis Kreises ersuche ich im Ermittelungs-
falle um sofortige estmahme unid Bericht hierher.

D r. U nckelL
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, _ Bekanntmachung ś
Auf demKagdgelände Nieder- und Ober -Mühlatsfchütz wer-

«· a
.

den vom- 15. s
finden ausgelegt.

kz 1924 ab 611T Vertilgung von Raubzseug Gift-

— Var Aufnahme vson Fallwisbd wird gewarnt. . · - v . )
Der Zwistzprsteher. ' s - _‘ -

or ie. · -—

a L - L

Ebießerqnlagung und Erhebung ‚Der Pressenots
abgabe ist mit Ablauf des 31. Dezemoer 1923·einge-
stellt. Beträge für Umfatze aus Holzverkäufen nach
gerät 31. Dezember 1923 werden daher nicht mehr er-
o en.

Oele, den lit. März 1924. üinansamt.
 

Zur Frühjahrglieferung S
Prima Waldpflanzenl
3 j. verschulte Eschen 6Wioo cm nur« 20,—— Mk., ”0/150 cm,
nur 30.-—— Mk» I j. Kiefer prima Ware 1,40 Mk., 2 j.
Fichten '0/35 cm 1,75 Mk.. 7/20 cm l Mk., 3 j. verfchulte
Fichten Isa- cm 4 Mk., alles Ver ·s000 Stück, ohne Ver-
nackung in Goldmark - 10.42’Dollar. Ferner: Pauke-
kiefer, Weymouthgkiefen Larche Buche, Eiche, Erle,

Birke usw. Preisliste umsonst.

II}. Laqua, Dtsch.-Lissa b. Breslau.

(ges. gesch.) Marke ist das be-
weint-feste u. natürliuhste
Blutreinigungsminc-I.

Viele tausend Dankschrelben vorhanden
II eSeII fee ist bei allen Krankheiten an-«
zuwenden-, met-he vom Blut abhängen.
Ein Paket Mark 1.—— Porto extra, bei'6 Paketen oder

Alleinige

 

Fabrik gegründet 1914.
Thüringer Teoiahrik Hermann II. Müller

Schmiedefeld (Thür.) Kreis Schleusingen.

Alle Arten Geschäftsdrucksachen
werden zu eitgemäßen Preisen angefertigt in

 

 s u. Ludwige machenden: Noth-. Poiitt 8c ao.. Oel-.

 

 

-I-·-- Bruchleidende -I-
erzielen Heilung ihres Bruches nur durch ein gut-
fitzendeg Bruchband Unsere ges. gesch. federlosen
Bruchbandaaen für jeden Bruch, Vorfalleiden sowie
Leihbinden haben sich hierfür bestens bewährt. An-
fertigung nur nach Maß mit Garantieschein.· Besuchen

ie unseren Vertreter kostenlog und unverbmdlich am
Donnerstag. den 20. März in Oele von 9-—3 um

« im»Badnhofehotel. °
Spezialinstitut für orthop Bandagen

Dr. med. Blaauw 8c Dpel, Mühldorf a. Inn.
- Filiale BreSlau. Fürstenstraße 93.

Bei-schriftlichen Anfragen Rückporto und Angabe des
Leidens erbeten.

MMNWW

Fa. Scholz 8c Morawski
Getrseide-, Futter-, Düngemittel-

und Sämereiengroßhandlung

Breslaus10, Matthiasplatz i0.
Telefon Ring 8176/77 und 40586. .

Wir bieten billigst an :
. alle Arten Futtermittel. Düngemittel.

Sinnes-ekeln Bindegarne. Garbenbinder.

- . Erntepläne etc. «

Wir kaufen zu höchsten Preisen:
alle landwirtschaftlichen Produkte

und bitten im Bedarfsfalle um gefl. Anfrage.
s

wwmww

 

O

M
O
W
O
M


